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Zahnärztliche Behandlung 

Verhütung von Zahnerkrankungen bei Pflege-
bedürftigen und Menschen mit Behinderun-
gen: G-BA regelt Details in neuer Richtlinie 
Berlin, 19. Oktober 2017 – Pflegebedürftige und Menschen mit Behin-
derungen haben aufgrund ihrer besonderen Lebenssituation künftig ei-
nen gesonderten Anspruch auf Leistungen zur Verhütung von Zahner-
krankungen. Ziel ist es, das überdurchschnittlich hohe Risiko für Karies-, 
Parodontal- und Mundschleimhauterkrankungen für diesen Personen-
kreis zu senken. Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat am 
Donnerstag in Berlin die Erstfassung einer Richtlinie beschlossen, in der 
Art und Umfang des vertragszahnärztlichen Leistungsspektrums festge-
legt sind. Abhängig vom Mundgesundheitsstatus sollen vorbeugende 
Maßnahmen geplant und die Mundgesundheit der Versicherten erhalten 
oder verbessert werden.  

„Es ist sehr zu begrüßen, dass der Gesetzgeber dem besonderen Be-
darf an vorbeugenden Leistungen von Pflegebedürftigen und Menschen 
mit Behinderungen einen eigenen Stellenwert eingeräumt hat. Pflegebe-
dürftige und Menschen mit Behinderungen sind in vielen Fällen nur ein-
geschränkt dazu in der Lage, die für den Erhalt der Mundgesundheit er-
forderliche tägliche Mundpflege durchzuführen. Mit der neuen Richtlinie 
hat der G-BA nun klar geregelt, auf welche konkreten zahnärztlichen 
Leistungen regelmäßig ein Anspruch besteht“, erläuterte Dr. Harald De-
isler, unparteiisches Mitglied im G-BA und Vorsitzender des Unteraus-
schusses Zahnärztliche Behandlung.  

Die wichtigsten neuen Leistungen 

• Erhebung des Mundgesundheitsstatus 

Bei der zahnärztlichen Erhebung des Mundgesundheitsstatus wird 
der Pflegezustand der Zähne, des Zahnfleischs, der Mundschleim-
häute sowie des gegebenenfalls vorhandenen Zahnersatzes beur-
teilt. Die Statuserhebung bildet die Grundlage für einen individuellen 
Mundgesundheitsplan. Die Erhebung erfolgt einmal im Kalender-
halbjahr. 
 

• Erstellung eines individuellen Mundgesundheitsplans 

Der individuell zu erstellende Mundgesundheitsplan umfasst Maß-
nahmen, mit denen die Mundgesundheit gezielt gefördert werden 
soll. Insbesondere geht es um Empfehlungen zur Zahnhygiene, zur 
Fluoridanwendung, zur zahngesunden Ernährung sowie der Verhin-
derung/Linderung von Mundtrockenheit. 
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Die Erstellung beziehungsweise Anpassung des Mundgesundheits-
plans erfolgt einmal im Kalenderhalbjahr. 

 
• Aufklärung zur Mundgesundheit 

Bei der Mundgesundheitsaufklärung werden den Versicherten und 
ggf. Helfenden die empfohlenen Maßnahmen erläutert und ggf. auch 
praktisch demonstriert. Die Mundgesundheitsaufklärung erfolgt – in 
engem zeitlichen Zusammenhang zur Erstellung des individuellen 
Mundgesundheitsplans – einmal im Kalenderhalbjahr.  

• Entfernung harter Zahnbeläge 

Die Versicherten haben regelmäßig – einmal im Kalenderhalbjahr – 
Anspruch auf die Entfernung harter Zahnbeläge. 

Der Beschluss zur Erstfassung der Richtlinie nach § 22a SGB V wird 
dem Bundesministerium für Gesundheit (BMG) zur Prüfung vorgelegt 
und tritt nach Nichtbeanstandung und Bekanntmachung im Bundesan-
zeiger am 1. Juli 2018 in Kraft. 
 
Hintergrund  

Versicherte mit einem Pflegegrad nach § 15 SGB XI sowie Versicherte, 
die Eingliederungshilfe nach § 53 SGB XII erhalten, haben gemäß § 22a 
SGB V Anspruch auf Leistungen zur Verhütung von Zahnerkrankungen.  

Der G-BA wurde mit Ergänzung des neuen § 22a SGB V durch das 
GKV-Versorgungsstärkungsgesetz beauftragt, in einer Richtlinie das Nä-
here zu Art und Umfang dieser Leistungen zu regeln. 
 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er be-
stimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an den Beratungen des  
G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medi-
zinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die 
medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der 
Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmana-
gements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 
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